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gebotes entsprechend den geltenden Rechtsvorschriften 
zu vereinbaren.

(2) Der vereinbarte Preis kann nur entsprechend den 
geltenden Rechtsvorschriften geändert werden.

§13

Mitwirkungshandlungen des Auftraggebers

(1) Der Investitionsauftraggeber hat den Auftragneh­
mer weitestgehend bei der Erfüllung des Wirtschafts­
vertrages zu unterstützen. Dabei sind alle Möglichkei­
ten auszunutzen, die zur Senkung des Aufwandes für 
die Errichtung und Betreibung der Baustelleneinrich­
tung, zur Optimierung des Baustellentransports und 
zur Sicherung der Baustelle beitragen sowie die ma­
terielle, soziale und kulturelle Versorgung der Werk­
tätigen auf der Baustelle sichern. Der Investitionsauf­
traggeber hat grundsätzlich das Bedienungspersonal, 
die Medien und die Rohstoffe für den Probebetrieb 
bereitzustellen. Die Art und der Umfang der Mitwir­
kungshandlungen sowie ihre Vergütung sind im Wirt­
schaftsvertrag zu vereinbaren.

(2) Auf die Beziehungen in der weiteren Koopera­
tionskette findet Abs. 1 entsprechend Anwendung.

(3) Der Inhalt, der nach dem zeitlichen Ablauf der 
Investition erforderliche Umfang sowie die Termine 
der vom jeweiligen Auftraggeber zu gewährenden Bau­
freiheit sind zwischen den Betrieben zu vereinbaren. 
Sofern nichts anderes vereinbart ist, gilt als Termin 
für die Gewährung der Baufreiheit der vereinbarte 
Termin für den Bau- oder Montagebeginn. Die nicht 
termingemäße Gewährung oder die Unterbrechung der 
Baufreiheit ist dem Auftraggeber unverzüglich anzu­
zeigen.

§14

Kontrolle der Vertragserfüllung

(1) Der Investitionsauftraggeber hat gemeinsam mit 
seinen Auftragnehmern eine ständige Kontrolle der 
Vertragserfüllung zu organisieren. Die gleiche Ver­
pflichtung obliegt den Auftraggebern in der weiteren 
Kooperationskette.

(2) Die Betriebe können Vereinbarungen über die 
Durchführung von gemeinsamen Qualitätsprüfungen 
während der Bau- und Montageausführung treffen. 
Die Qualitätsprüfungen sind insbesondere dann vor­
zunehmen, wenn Teile der Bau- und Mootageproduk- 
tion durch die weitere Investitionsrealisierung der spä­
teren Prüfung entzogen werden.

(3) Werden während der Investitionsdurchführung 
Verletzungen der staatlichen Qualitätsvorschriften oder 
der vertraglichen Qualitätsfestlegungen festgestellt, so 
kann der Auftraggeber die Beseitigung der Mängel vor 
der Abnahme der Leistung fordern.

(4) Werden bei der Kontrolle des Netzplanes Abwei­
chungen von dem geplanten Ablauf festgestellt, so sind 
Maßnahmen zur Beseitigung der die Vertragserfüllung 
hemmenden Umstände zu treffen. Soweit sich aus einer

Netzplanaktualisierung Auswirkungen auf die vertrag­
lichen Terminfestlegungen ergeben, sind die erforder­
lichen Vertragsänderungen herbeizuführen.

(5) Vertragsänderungen, durch die in der Grundsatz­
entscheidung bestätigte Kennzahlen oder sonstige Fest­
legungen verändert werden, bedürfen der Zustimmung 
des Leiters desjenigen Organs oder Betriebes, der die 
Grundsatzentscheidung getroffen hat. Dies gilt nicht, 
wenn sich die Notwendigkeit der Vertragsänderung aus 
rechtsverbindlichen Planungsentscheidungen ergibt.

§15

Abnahme

(1) Der Auftraggeber hat die Investitionsleistung ab­
zunehmen, wenn sie entsprechend der vertraglichen 
Vereinbarung ausgeführt wurde und keine Mängel oder 
Unvollständigkeiten aufweist, die die vereinbarte oder 
nach dem Vertrag vorausgesetzte Nutzungsfähigkeit be­
einträchtigen. Das Verlangen des Auftragnehmers auf 
Abnahme setzt voraus, daß die Nutzungsfähigkeit ein­
schließlich der Anforderungen des Gesundheits-, Ar­
beite- und Brandschutzes nachgewiesen wurde und, 
wenn dies gesetzlich vorgeschrieben oder vereinbart 
ist, die sicherheitstechnische Abnahme bzw. Freigabe 
durch staatliche Kontroll-, Prüf- und Überwachungs­
organe erfolgt ist.

(2) Der Auftraggeber ist gleichfalls zur Abnahme 
verpflichtet, wenn die vertraglich festgelegte Nutzungs­
fähigkeit, insbesondere die Leistungsfähigkeit, entspre­
chend der Grundsatzentscheidung erst innerhalb einer 
bestimmten Zeit nach Inbetriebnahme erreicht wird. 
In diesem Fall kann der Auftraggeber die Vereinba­
rung einer nochmaligen gemeinsamen Qualitätsprüfung 
fordern.

(3) Die Abnahme hat auch zu erfolgen, wenn der 
Nachweis der Nutzungsfähigkeit auf Grund von Um­
ständen, die der Auftraggeber verursacht hat oder die 
bei ihm aufgetreten sind, nicht geführt werden kann. 
Die Verpflichtung des Auftragnehmers zum späteren 
Nachweis der Nutzungsfähigkeit wird hiervon nicht 
berührt.

(4) Die Partner sollen vereinbaren, daß selbständig 
nutzbare Teilvorhaben und Investitionsobjekte abge­
nommen werden (Teilabnahmen).

(5) Eine zweckentsprechende Nutzung vor der Ab­
nahme gilt als Teil- oder Endabnahme, wenn dem 
keine gesetzliche Regelung entgegensteht oder die 
Partner nichts anderes vereinbart haben. Dem Auftrag­
geber stehen Forderungen wegen der bei Beginn der 
Nutzung feststellbaren Mängel nur zu, wenn er diese 
innerhalb eines Monats nach Nutzungsbeginn angezeigt 
hat.

§16

Garantie

(1) Der Auftragnehmer ist zur Gewährung von Ga­
rantie verpflichtet. Die Garantiepflicht des Auftrag­
nehmers erstredet sich auch auf den Inhalt des von ihm


